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Eingliederung der Einwanderer

Wenn die Provinz Quebec eine vorherrsehend franzbsischsprachige Provinz bleibt,
wie es nach Ansicht der Bundesregierung sein sollte, ist mit Se1bstverstândlich-
keit zu erwarten, dags Einwanderer aus anderen Lândern nach Quebec sich in die
franz8sische Sprachgemeinschaft eingliedern. Desungeachtet ist es durchaus vor-
zuziehen, daI3 die Einwanderer zur franzb5sischen Schulerziehung nicht gezwungen
werden, sondern sie aus anderen Gründen wâih1en. Dasselbe gilt im umgekehrten Sin-
ne ftir Einwanderer in englischsprachige Provinzen.

Ein Aufschub ist vielleicht notwendig

Die Bundesregierung erkennt an, da2 wâihrend der Diskussion üiber diese schwie-
rigen Fragen, und wâhrend die Kanadier sich ernsthaft bemfihen, Schul- oder son-
stige Einrichtungen zu schaffen oder zu verbessern, die gleiches Recht und glei-
che Wtirde fi.r die englischsprachige und die franzL$sischsprachige Volksgruppe die-
ses Landes sichern, gewisse Umstânde einen Aufschub der Anwendung dieser wichti-
gen Grundsâtze notwendig machen k5nnen.
"rI diesem Zusammenhaig sollte marn zugebei, dag die schulischei Rechte der eng-

lischsprachigen Minderheit in Quebec besser gewahrt und verwirklicht sind und wa-
ren ais die Rechte franzbsischsprachiger Minderheiten vergleichbarer Bedeutung
in anderen kanadisehei Provinzen."

Auszug aus dem Gesetz Nr.'i "Charta der franzôsischen Sprache in Quebec"

Kapitel VIII des Gesetzes Nr. 1 der Quebecer Gesetzgebunq befaf3t sich mit
der Unterrichtssprache:

"51. Der Unterricht im Kindergarten sowie in der Grund- und Oberàchule soll
auf Franz35sisch gegeben werden, auger ini den in diesem Kapitel erwâhnten Aus-
nahmefâ11en.

"Diese Regelung bezieht sich auf die riach dem Schulgesetz (revidierte Aus-
gabe 1964, Kapitel 235) gefiihrten Sehulen und auf Schuibetriebe, die nach dem
Privatschulengesetz (1968 Kapitel 67) gefiihrt werden, ais 3ffentlich wichtig
anerkannt oder in bezug auf Zuschiisse entsprechend dem zuletzt erwâhnten Ge-
setz anerkannt sind.

"t52. TI Abweichung von Paragraph 51 kbnnen folgende Kinder auf Antrag von
Vater und Mutter auf Englisch uriterrichtet werden:
a) Kinder, deren Vater oder Mutter in einer Grundschule in Quebec auf Eng-

lisch unterrichtet wurde,
b) Kinder, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in Quebec wohnen und
i) schon heute im Kindergarten, in der Grundschule oder Oberschule in Que-

bec auf Englisch unterrichtet werden, wobei ihr Recht auch ftir die jiingeren
Brilder und Schwestern gilt;

ii) deren Vater oder Mutter an dem betreffenden Datun in Quebec wohnte und
in der Grundschule aijf Englisch unterrichtet wurde.

"Wo ein Kind unter der Vormundschaft nur eines Elterriteils steht, muL2 der in
diesem Absehnitt vorgesehene Antrag von diesem Elterriteil gestelit werden.

"53. Ein Schulbetrieb, der bisher noch nicht Unterricht auf Englisch gegeben
hat, braucht ihn nicht einzufiihrei, und soiT ihn ohne ausdrückliche vorherige
Ermâchtigung durch den Erziehungsminister nîcht einfùhren; eine soiche Ermâch-
tigung wird erteilt, wenn der Minister der Meiriung ist, dag3 sie durch die Zahi
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